
Referentenentwurf zum 
Bundesbeamtenversorgungsanpassungsänderungs-

gesetz 
2023/2024  (BBVAnpÄndG) 

 
Hinter diesem Gesetz verbirgt sich die Übernahme der Tarifeinigung 
2023 auf die Beamtinnen und Beamten sowie der 
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger. Aus 
diesem 56seitigen Referentenentwurf haben wir nur die Punkte 
aufgegriffen, die die Änderungen der Versorgungsbezüge der 
Beamtinnen und Beamten betreffen. Hiervon ausgenommen sind  
Beamtinnen und Beamten im Polizeidienst sowie die Soldatinnen 
und Soldaten. 
 
Die Dienst-, Anwärter- und Versorgungsbezüge werden zum  

01. März 2024 
angehoben. Das Ergebnis der Tarifverhandlungen für den 
öffentlichen Dienst vom 22. April 2023 wird zeit- und inhaltsgleich 
übernommen. 
 
Von dieser Erhöhung werden 0,2 Prozentpunkte  in die 
Versorgungsrücklage  zugeführt. Entsprechend erhöhen sich die 
Versorgungsbezüge zum 01.03.2024 um den Sockelbetrag in Höhe 
von 200 € und zusätzlich um 5,3%.  
Familienzuschlag und Amtszulagen werden um 11,3% angehoben.   
 
Soweit das Tarifergebnis, was die Erhöhung im nächsten Jahr 
betrifft.  
 
Die Tarifparteien haben per Tarifvertrag über  Sonderzahlungen  
zum Inflationsausgleich abgeschlossen (TV Inflationsausgleich). 
Diese Zahlungen betreffen den zeitlichen Rahmen bis zur tariflichen 
Erhöhung im nächsten Jahr. 
 
Für den Monat Juni 2023 wurde eine einmalige monatliche Zahlung 
in Höhe von 1240 € beschlossen. 
 

Für die Monate Juli 2023 bis Februar 2024 sind jeweils monatliche 
Zahlungen von 220 € ausgehandelt worden.  
Für die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger 
bedeutet das, dass die jeweiligen Beträge entsprechend ihrem  
festgesetzten Ruhegehaltssatz   angepasst werden. Der 
Ruhegehaltssatz ist auf der Bezügemitteilung angegeben. 
 
Der Betrag zum Inflationsausgleich setzt sich aus der Einmalzahlung  
in Höhe von 1240 € und den monatlichen Beträgen von je 220 € 
zusammen, so dass es sich um einen Gesamtbetrag von 3000 € 
handelt. Dieser Betrag soll steuerfrei  ausgezahlt werden.  
Für die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger 
bedeutet dies, dass hierbei der festgesetzte Ruhegehaltssatz zur 
Anwendung kommt. 
Beispiel: 
Gesamtbetrag von Juni 2023 bis Februar 2024= 3000€:  
Festgesetzter Ruhegehaltssatz 71,75 %, Auszahlung = 2152,50 €. 
Dies ist das Gesamtpaket von Juni 2023 bis Februar 2024. 
 
Aufteilung des Betrages: 
Einmaliger  monatlicher Betrag Juni 2023 = 1240 € 
Ruhegehaltssatz 71,75 %, Auszahlung 889,70 € 
 
Monatliche Beträge von Juli 2023 bis Februar 2024 
Jeweils 220 € 
Ruhegehaltssatz 71,75 %, monatliche Auszahlung 157,85 € . 
 
Der Gesetzentwurf befindet sich im Moment  in der Beratung  beim 
Bundeskabinett.  Nach der parlamentarischen Sommerpause muss 
der Bundestag noch das BBVAnpÄndG beschließen, so dass die 
Beträge erst im September bzw. Oktober  erfolgen wird.  Hier wird 
sich zeigen, wie schnell der Bundesfinanzminister die finanziellen 
Mittel zur Verfügung stellt.   
 
Für Rentnerinnen und Rentner: 
Da es sich um einen Tarifabschluss handelt kommt dieser Betrag 
voll in die Rentenberechnung  mit ein.  Für die Rentnerinnen und 
Rentner wird sich dieser Tarifabschluss –wie bei allen Tarifab-
schlüssen -  bei der nächsten Rentenerhöhung auswirken.   
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